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Entschließungsantrag 

des Abgeordneten Werner (Dierstorf) und der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur Beratung des Agrarberichts 1986 der Bundesregierung 
— Drucksachen 10/5015, 1075016 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

A. die pauschale Erhöhung des Mehrwertsteuerfreibetrags für die 
Landwirtschaft zurückzunehmen, weil diese Regelung die klei- 
neren Betriebe, die von den agraipolitischen Entscheidungen 
hart betroffen waren, gegenüber den umsatzstarken Betrieben 
stark benachteiligt; 

B. die im Haushalt bisher für die Erhöhung der Mehrwertsteuer- 
pauschale berücksichtigten Finanzmittel (jährlich ca. 3 Milliar- 
den DM, insgesamt rund 18,4 Milliarden DM bis Ende 1991) für 
ein sozial-ökologisches Sofortprogramm bereitzustellen, mit 
dem einkommensschwache Betriebe unterstützt und umwelt- 
verträgliche Landbewirtschaftung gefördert wird. 

1. Die Mittelvergabe hat abhängig von der Betriebsgröße, 
Struktur und Bewirtschaftungsintensität zu erfolgen und 
richtet sich nach dem Viehbesatz pro ha der landwirtschaftli- 
chen Nutzfläche und dem Gesamteinkommen des Betriebes. 

Vergabebedingungen für die Beihilfenregelung: 

es sind nur Betriebe berechtigt, 

— deren Einkommen unterhalb dem dreijährigen Durch- 
schnittseinkommen landwirtschaftlicher Vollerwerbsbe- 
triebe liegt, 

— deren Viehbesatz höchstens 2,5 Vieheinheiten pro ha LN 
beträgt, 

— deren Viehbestand insgesamt maximal 100 VE umfaßt; 
es werden nur Mittel für die ersten 10 ha vergeben. 

2. Ein Entschuldungsprogramm für Betriebe, die unverschul- 
det in Existenznot geraten sind, ist vorzulegen. 

3. Es sind Mittel bereitzustellen für die Förderung einer ökolo- 
gisch verträglichen Landbewirtschaftung und die Verbesse- 
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rang und Ausweitung der ökologischen Beratung der Land- 
wirte. 

Bonn, den 23. April 1986 

Werner (Dierstorf) 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 


Begründung 

Die Erhöhung der Mehrwertsteuerpauschale für die Landwirt- 
schaft hat sich als ungeeignetes Instrument erwiesen im Hinblick 
auf die Sicherung der Einkommen von klein- und mittelbäuer- 
lichen Betrieben. Die Einkommensverluste, die diesen Betrieben 
durch den Wegfall des Grenzausgleichs, durch sinkende Getrei- 
depreise und die Milchquotenregelung entstanden sind, werden 
nicht durch die Erhöhung der Mehrwertsteuerpauschale ausge- 
glichen; von ihr profitieren nur die umsatzstarken Betriebe (die 
allein mit diesem erhöhten Steuerfreibetrag mehr Gewinn 
machen als Kleinbetriebe insgesamt erwirtschaften) und beson- 
ders der Handel. 

Um die Mehrwertsteuerpauschale als ein den Strukturwandel 
beschleunigendes Instrument zu einem Arbeitsplätze und Umwelt 
erhaltenden umzuwandeln, muß sie völlig umgewandelt werden: 
kleine Betriebe, die vielseitig wirtschaften, müssen die höchsten 
Zuwendungen erhalten, nicht umsatzstarke rationalisierte Inten- 
sivbetriebe. 
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